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Antrag 

der Abgeordneten Martin Hagen, Matthias Fischbach, Julika Sandt, Alexander 
Muthmann und Fraktion (FDP) 

Talente in Mittelschulen fördern 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag schriftlich über die Umsetzung und 
Evaluation des 2015 gestarteten Schulversuchs „Talente finden und fördern an der Mit-
telschule“ (TAFF) zu berichten und dabei ihre politischen Schlussfolgerungen darzu-
stellen. Dabei geht es insbesondere um: 

─ Unterstützung, Auswahl und Ausstattung der Mittelschulen im Schulversuch 

─ wesentliche Veränderungen und Erkenntnisse während des Ablaufs 

─ wissenschaftliche Ergebnisse 

─ politische Schlussfolgerungen (im Speziellen bezüglich einer Umsetzungsstrategie 
und die Verfügbarkeit der Ressourcen, hinsichtlich Fortbildungsmöglichkeiten sowie 
Befragung von externen Partner für die Erweiterung des Angebots, bei einer Über-
führung ins Regelangebot)  

 

 

Begründung: 

Mit Beginn des Schuljahres 2015/2016 startete die Stiftung Bildungspakt das Modell-
projekt „Talente finden und fördern an der Mittelschule“ (TAFF) als Schulversuch an 
über 25 Schulen. Kernanliegen war laut Bekanntmachung des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus, die gezielte Förderung der Talente von Mittelschülern und Mittel-
schülerinnen, die durch bestehende Angebote noch nicht hinreichend angesprochen 
werden, insbesondere mit Blick auf die Berufsorientierung als Profil der Mittelschule. 

Mit Blick auf die aktuellen Problemlagen der Mittelschulen ist es von großem politischen 
Interesse für den Landtag zu erfahren, inwiefern Erkenntnisse aus diesem Schulver-
such geeignet sind, in das Regelangebot überführt zu werden und wie die Planungen 
der Staatsregierung hierzu inzwischen konkret aussehen. 


